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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Bernhard SCHLAFFER als Einzelrichter Uber die Beschwerde
von XXXX, geb. XXXX, StA. Indien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 09.04.2018,
ZI. 1185730609 - 180297547, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal? 88 3, 8, 10, 57 AsylG 2005 idgF,8 9 BFA-VG sowie 88 46, 52 und 55 FPG idgF abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefihrer, ein indischer Staatsangehoriger, stellte nach unrechtmaRiger Einreise ins Osterreichische
Bundesgebiet am 26.03.2018 einen Antrag auf internationalen Schutz.

Nach Durchfihrung eines Ermittlungsverfahrens, in dem der Beschwerdeflhrer einer niederschriftlichen
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Erstbefragung unterzogen und vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (Bundesamt) am 03.04.2018 und am
09.04.2018 niederschriftlich einvernommen worden war, wies das Bundesamt mit dem bekdampften Bescheid den
Antrag des Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz gem. 8 3 Abs. 1 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 bezlglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) und gem. § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005
bezuglich der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Indien
(Spruchpunkt I1.) ab, erteilte einen Aufenthaltstitel aus berucksichtigungswirdigen Grinden gem.§ 57 AsylG 2005
nicht, erliel gem. § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-VG gegen den Beschwerdefihrer eine Rickkehrentscheidung
gem. § 52 Abs. 2 Z 2 FPG und stellte fest, dass seine Abschiebung gem.§ 46 FPG nach Indien zuldssig sei (Spruchpunkt
Ill.). Gem. & 55 Abs. 1-3 FPG betrage die Frist fur die freiwillige Ausreise des Beschwerdeflhrers zwei Wochen
(Spruchpunkt IV.).

Dagegen erhob der Beschwerdefiihrer durch seinen Rechtsberater innerhalb offener Frist gegenstandliche
Beschwerde.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdefuhrer ist Staatsangehdriger von Indien, gehdrt der Volksgruppe der Jat an und bekennt sich zum
Sikhismus. Er absolvierte zwdlf Jahre die Grundschule und war zuletzt als Verkaufer tatig. Am 02.03.2018 verliel3 der
Beschwerdefiihrer auf dem Luftwege Indien. In seiner Heimat halten sich seine Eltern und zwei Schwestern auf, mit
seinen Eltern steht der Beschwerdefuhrer in Kontakt.

Nicht festgestellt werden kann eine konkrete Verfolgung des Beschwerdefuhrers in Indien.

Anhaltspunkte fur eine fortgeschrittene Integration des Beschwerdefiihrers bestehen nicht. Er ist unbescholten und
nicht in die Grundversorgung einbezogen. Uber Verwandte verfiigt der Beschwerdefiihrer im Bundesgebiet nicht. Der
Beschwerdefihrer ist gesund und erwerbsfahig.

Zur Lage in Indien:
Politische Lage:

Indien ist mit Uber 1,2 Milliarden Menschen und einer multireligidsen und multiethnischen Gesellschaft die
bevolkerungsreichste Demokratie der Welt (CIA Factbook 12.12.2016; vgl. auch: AA 16.8.2016, BBC 27.9.2016). Die -
auch sprachliche - Vielfalt Indiens wird auch in seinem féderalen politischen System reflektiert, in welchem die Macht
von der Zentralregierung und den Bundesstaaten geteilt wird (BBC 27.9.2016). Die Zentralregierung hat deutlich
groRere Kompetenzen als die Regierungen der Bundesstaaten (AA 9.2016a). Im Einklang mit der Verfassung haben die
Bundesstaaten und Unionsterritorien ein hohes MafR an Autonomie und tragen die Hauptverantwortung fir Recht und
Ordnung (USDOS 13.4.2016). Die Hauptstadt New Delhi hat einen besonderen Rechtsstatus (AA 9.2016a).

Die Gewaltenteilung zwischen Parlament und Regierung entspricht britischem Muster (AA 16.8.2016), der Grundsatz
der Gewaltenteilung von Legislative, Exekutive und Judikative ist durchgesetzt (AA 9.2016a). Die Unabhangigkeit der
Gerichtsbarkeit, die Uber einen dreistufigen Instanzenzug verfugt, ist verfassungsmafiig garantiert (AA 16.8.2016). Das
oberste Gericht in New Delhi steht an der Spitze der Judikative (GIZ 11.2016). Die Entscheidungen der staatlichen
Verwaltung (Burokratie, Militar, Polizei) unterliegen Uberdies der Kontrolle durch die freie Presse des Landes, die nicht
nur in den landesweiten Amtssprachen Hindi und Englisch, sondern auch in vielen der Regionalsprachen publiziert
wird. Indien hat zudem eine lebendige Zivilgesellschaft (AA 9.2016a).

Indien ist eine parlamentarische Demokratie und verfigt Udber ein Mehrparteiensystem und ein
Zweikammerparlament (USDOS 13.4.2016). Die Legislative besteht aus einer Volkskammer (Lok Sabha) und einer
Staatenkammer (Rajya Sabha). Dartiber hinaus gibt es Parlamente auf Bundesstaatsebene (AA 16.8.2016).

Der Prasident ist das Staatsoberhaupt und wird von einem Wahlausschuss gewahlt, wahrend der Premierminister
Leiter der Regierung ist (USDOS 13.4.2016). Das Prasidentenamt bringt vor allem reprasentative Aufgaben mit sich, im
Krisenfall verflgt der Prasident aber Uber weitreichende Befugnisse. Seit Juli 2012 ist Prasident Pranab Kumar
Mukherjee indisches Staatsoberhaupt (AA 9.2016a). Das wichtigste Amt innerhalb der Exekutive bekleidet aber der
Premierminister (GIZ 11.2016).

Wahlen zum Unterhaus finden nach einfachem Mehrheitswahlrecht ("first-past-the-post") alle funf Jahre statt, zuletzt
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im April/Mai 2014 mit knapp 830 Millionen Wahlberechtigten (AA 16.8.2016). Dabei standen sich drei groRRe
Parteienblndnisse gegenulber: Die United Progressive Alliance (UPA) unter Fihrung der Kongresspartei, die National
Democratic Alliance (NDA) unter Fihrung der Bharatiya Janata Party (BJP - Indische Volkspartei) und die so genannte
Dritte Front, die aus elf Regional- und Linksparteien besteht sowie die aus einem Teil der India-Against-Corruption-
Bewegung hervorgegangene Aam Aadmi Party (AAP) (GIZ 11.2016; vgl. auch: FAZ 16.5.2014). Abgesehen von kleineren
Stérungen, verliefen die Wahlen korrekt und frei (AA 16.8.2016).

Als deutlicher Sieger mit 336 von 543 Sitzen |oste das Parteienbiindnis NDA (AA 16.8.2016), mit der hindu-
nationalistischen BJP (AA 9.2016a) als starkster Partei (282 Sitze), den Kongress an der Regierung ab (AA 16.8.2016). Die
seit 2004 regierende Kongress-gefuhrte Koalition unter Manmohan Singh erlitt hingegen groRe Verluste, womit Sonia
Gandhi und Sohn Rahul nun auf die Oppositionsbank riicken (Eurasisches Magazin 24.5.2014; vgl. auch:

FAZ 16.5.2014, GIZ 11.2016). Die AAP, die 2013 bei der Wahl in Delhi 28 von 70 Sitzen erringen konnte, errang
landesweit nun nur vier Sitze (GIZ 11.2016; vgl. auch: FAZ 16.5.2014). Der BJP Spitzenkandidat, der bisherige
Ministerprasident von Gujarat, Narendra Modi, wurde zum Premierminister gewahlt (AA 16.8.2016) und steht seit
16.5.2014 (GIZ 11.2016) einem 65-kdpfigen Kabinett vor (AA 16.8.2016).

Die seit 2014 im Amt befindliche neue Regierung will nicht nur den marktwirtschaftlichen Kurs fortsetzen, sondern ihn
noch intensivieren, indem burokratische Hemmnisse beseitigt und der Protektionismus verringert werden soll.
Auslandische Investoren sollen verstarkt aktiv werden (GIZ 12.2016).

Unter Premierminister Modi betreibt Indien eine aktivere AuBenpolitik als zuvor. Die frihere Strategie der
"strategischen Autonomie" wird zunehmend durch eine Politik "multipler Partnerschaften" mit allen wichtigen Landern
in der Welt Uberlagert. Wichtigstes Ziel der indischen AuRenpolitik ist die Schaffung eines friedlichen und stabilen
globalen Umfelds fir die wirtschaftliche Entwicklung des Landes und die Profilierung als aufstrebende GroBmacht (AA
9.2016b). Ein standiger Sitz im VN-Sicherheitsrat ist dabei weiterhin ein strategisches Ziel (GIZ 12.2016). Gleichzeitig
strebt Indien eine starkere regionale Verflechtung mit seinen Nachbarn an. Indien ist Dialogpartner der
slidostasiatischen Staatengemeinschaft (Association of Southeast Asian Nations - ASEAN) und Mitglied im "ASEAN
Regional Forum" (ARF). Auch bilateral hat Indien in den letzten Monaten seine Initiativen in den Nachbarlandern
verstarkt. Uberdies nimmt Indien am East Asia Summit und seit 2007 auch am Asia-Europe Meeting (ASEM) teil. In der
BRICS-Staatengruppe (Brasilien, Russland, Indien, China, Stdafrika) hat Indien im Februar 2016 von Russland den
diesjahrigen Vorsitz Gbernommen. Bei ihrem Treffen in Ufa im Juli 2015 beschloss die Shanghai Cooperation
Organisation (SCO), Indien und Pakistan nach Abschluss der Beitrittsprozeduren als Vollmitglieder aufzunehmen (AA
9.2016b).

Die Beziehungen zum gleichfalls nuklear geristeten Nachbarn Pakistan haben sich jlingst erneut zugespitzt. In den
Jahrzehnten seit der Unabhangigkeit haben sich wiederholt Phasen des Dialogs und der Spannungen bis hin zur
kriegerischen Auseinandersetzung abgeldst.

Grofites Hindernis fUr eine Verbesserung der Beziehungen ist weiterhin das Kaschmirproblem (AA 9.2016b).

Indien ist durch das Nuklearabkommen mit den USA ein Durchbruch gelungen. Obwohl es sich bis heute weigert, dem
Atomwaffensperrvertrag beizutreten, bedeutet das Abkommen Zugang zu Nukleartechnologie. Ebenfalls positiv hat
sich das Verhaltnis Indiens zu China entwickelt. Zwar sind die strittigen Grenzfragen noch nicht geklart, aber es wurden
vertrauensbildende Malinahmen vereinbart, um zumindest in dieser Frage keinen Konflikt mehr herauf zu
beschwdren. Auch ist man an einer weiteren Steigerung des bilateralen Handels interessiert, der sich binnen eines
Jahrzehnts mehr als verzehnfacht hat (GIZ 12.2016).

Die Beziehungen zu Bangladesch sind von besonderer Natur, teilen die beiden Staaten doch eine tUber 4.000 km lange
Grenze, kontrolliert Indien die Oberlaufe der wichtigsten Flisse Bangladeschs, und war Indien maRgeblich an der
Entstehung Bangladeschs beteiligt. Schwierige Fragen wie Transit, Grenzverlauf, ungeregelter GrenzUbertritt und
Migration, Wasserverteilung und Schmuggel werden in regelmaRigen Regierungsgesprachen erdrtert. Die Beziehungen
des Landes zur EU sind vor allem in wirtschaftlicher Hinsicht von besonderer Bedeutung. Die EU ist der grof3te
Handels- und Investitionspartner Indiens. Der Warenhandel in beide Richtungen hat sich faktisch stetig ausgeweitet
(GIZ 12.2016).

Sicherheitslage:



Indien ist reich an Spannungen entlang von Ethnien, Religionen, Kasten und auch Lebensperspektiven. Widerspruche,
Gegensatze oder Konflikte entladen sich in den gesellschaftlichen Arenen und werden von der Politik aufgegriffen,
verarbeitet und teilweise instrumentalisiert (GIZ 11.2016). Blutige Terroranschldage haben in den vergangenen Jahren in
Indiens Millionen-Metropolen wiederholt Todesopfer gefordert (Eurasisches Magazin 24.5.2014). Die Spannungen im
Nordosten des Landes gehen genauso weiter wie die Auseinandersetzung mit den Naxaliten (GIZ 11.2016). Das

staatliche Gewaltmonopol wird gebietsweise von den Aktivitdten der "Naxaliten" in Frage gestellt (AA 16.8.2016).

Terroristische Anschlage in den vergangenen Jahren (Dezember 2010 in Varanasi, Juli 2011 Mumbai, September 2011
New Delhi und Agra, April 2013 in Bangalore, Mai 2014 Chennai und Dezember 2014 Bangalore) und insbesondere die
Anschldge in Mumbai im November 2008 haben die Regierung unter Druck gesetzt. Von den Anschlagen der letzten
Jahre wurden nur wenige restlos aufgeklart und die als Reaktion auf diese Vorfalle angeklndigten Reformvorhaben zur
Verbesserung der indischen Sicherheitsarchitektur wurden nicht konsequent umgesetzt (AA 24.4.2015). Das South Asia
Terrorism Portal verzeichnet in einer Aufstellung fir das Jahr 2011 1.073 Todesopfer durch terrorismusrelevante
Gewalt, fUr das Jahr 2012 803, fUr das Jahr 2013 885, flir das Jahr 2014 976 flr das Jahr 2015 722 und flr das Jahr 2016
835 [Anmerkung: die angefiihrten Zahlen beinhalten Zivilisten, Sicherheitskrafte und Terroristen] (SATP 9.1.2017).

Konfliktregionen sind Jammu und Kashmir, die norddstlichen Regionen und der maoistische Gurtel. In Jharkhand und
Bihar setzten sich die Angriffe von maoistischen Rebellen auf Sicherheitskrafte und Infrastruktur fort. In Punjab kam es
bis zuletzt durch gewaltbereite Regierungsgegner immer wieder zu Ermordungen und Bombenanschlagen. Neben den
islamistischen Terroristen tragen die Naxaliten (maoistische Untergrundkampfer) zur Destabilisierung des Landes bei.
Von Chattisgarh aus kampfen sie in vielen Unionsstaaten (von Bihar im Norden bis Andrah Pradesh im Stden) mit
Waffengewalt gegen staatliche Einrichtungen. Im Nordosten des Landes fihren zahlreiche Separatistengruppen einen
Kampf gegen die Staatsgewalt und fordern entweder Unabhéangigkeit oder mehr Autonomie (United Liberation Front
Assom, National Liberation Front Tripura, National Socialist Council Nagaland, Manipur People's Liberation Front etc.).
Der gegen Minderheiten wie Moslems und Christen gerichtete Hindu-Radikalismus wird selten von offizieller Seite in
die Kategorie Terror eingestuft, vielmehr als "communal violence" bezeichnet (OB 12.2016).

Gegen militante Gruppierungen, die meist fur die Unabhangigkeit bestimmter Regionen eintreten und/oder radikalen
Auffassungen anhangen, geht die Regierung mit groRer Harte und Konsequenz vor. Sofern solche Gruppen der Gewalt
abschworen, sind in der Regel Verhandlungen Uber ihre Forderungen méglich. Gewaltlose Unabhangigkeitsgruppen
kdnnen sich politisch frei betatigen (AA 16.8.2016).

Punjab:

Laut Angaben des indischen Innenministeriums zu den Zahlen der Volkszahlung im Jahr 2011 leben von den 21 Mio.
Sikhs 16 Millionen. im Punjab (MoHA o.D.) und bilden dort die Mehrheit (USDOS 10.8.2016).

Der Terrorismus im Punjab ist Ende der 1990er Jahre nahezu zum Erliegen gekommen. Die meisten hochkaratigen
Mitglieder der verschiedenen militanten Gruppen haben den Punjab verlassen und operieren aus anderen
Unionsstaaten oder Pakistan. Finanzielle Unterstiitzung erhalten sie auch von Sikh-Exilgruppierungen im westlichen
Ausland (OB 12.2016). Nichtstaatliche Krafte, darunter organisierte Aufstandische und Terroristen, begehen jedoch
zahlreiche Morde und Bombenanschldge im Punjab und Konfliktregionen wie etwa Jammu und Kaschmir (USDOS
13.4.2016). Im Juli 2015 griffen Mitglieder einer bewaffneten Gruppe eine Polizeiwache und einen Busbahnhof in
Gurdaspur im Bundesstaat Punjab an und téteten drei Zivilpersonen und vier Polizisten. 15 Personen wurden verletzt
(USDOS 2.7.2016; vgl. auch: Al 24.2.2016). Es handelte sich dabei um den ersten groRBeren Anschlag seit den Aktivitaten
militanter Sikhs in 1980er und 1990er Jahren (USDOS 2.7.2016).

Im Oktober 2015 gab es in funf Distrikten des Punjab weitverbreitete und gewalttatige Proteste der Sikhs gegen die
Regierung in Punjab. Dabei hat die Polizei auf Protestanten geschossen und zwei Personen getétet sowie 80 Personen
verletzt. Grund der Proteste waren Berichte, laut denen unbekannte Tater das heilige Buch der Sikhs entweiht hatten.
Die Polizei hat ein Duzend Protestanten wegen versuchten Mordes, Beschadigung 6ffentlichen Eigentums und des
Tragens von illegalen Waffen festgenommen. Was die Aufarbeitung der Gewaltausbriiche im Jahr 1984, bei denen
3.000 Menschen, darunter hauptsachlich Sikhs, ums Leben gekommen seien betrifft, so kommen Gerichtsverfahren
nur langsam voran. Zivilgesellschaftliche Aktivisten und Interessensverbande der Sikhs zeigen sich weiterhin besorgt,
dass die Regierung die Verantwortlichen noch nicht zur Rechenschaft ziehen konnte (USDOS 10.8.2016).

Der illegale Waffen- und Drogenhandel von Pakistan in den indischen Punjab hat sich in letzter Zeit verdreifacht. Im



Mai 2007 wurden dem indischen Geheimdienst Plane der ISI bekannt, die gemeinsam mit BKI und anderen militanten
Sikh- Gruppierungen Anschldge auf Stadte im Punjab (Jalandhar, Ludhiana, Pathankot) beabsichtigten. Die
Sicherheitsbehérden im Punjab konnten bislang die aufkeimende Wiederbelebung der militanten Sikh-Bewegung
erfolgreich neutralisieren (OB 12.2016). In Jammu und Kaschmir, im Punjab und in Manipur haben die Behdrden
besondere Befugnisse ohne Haftbefehl Personen zu suchen und zu inhaftieren (USDOS 13.4.2016; vgl. auch:

BBC 20.10.2015). Menschenrechtsberichten zufolge kommt es im Punjab regelmdBig zu Fallen von
Menschenrechtsverletzungen insbesondere der Sicherheitsbehérden (extralegale Tétungen, willkirliche Festnahmen,
Folter in Polizeigewahrsam, Todesfolge von Folter etc.) (OB 12.2016). Ehrenmorde stellen vor allem in den nérdlichen
Bundesstaaten Haryana und Punjab weiterhin ein Problem dar. Menschenrechtsorganisationen schatzen, dass bis zu
10% aller Totungen in diesen Staaten sogenannte Ehrenmorde sind (USDOS 13.4.2016).

Die Staatliche Menschenrechtskommission im Punjab hat in einer Reihe von schweren Menschenrechtsverletzungen
durch die Sicherheitskrafte (Folter, Folter mit Todesfolge, extra-legale Tétungen etc.) interveniert. In vielen Fallen
wurde die Behdérde zu Kompensationszahlungen verpflichtet. Die Menschenrechtskommission erhalt taglich 200-300
Beschwerden Uber Menschenrechtsverletzung und ist in ihrer Kapazitat Uberfordert. Oft sind Unterkastige oder
Kastenlose Opfer der polizeilichen Willkir (OB 12.2016).

Die Zugehorigkeit zur Sikh-Religion ist kein Kriterium fur polizeiliche Willkirakte Die Sikhs, 60% der Bevolkerung des
Punjabs, stellen im Punjab einen erheblichen Teil der Beamten, Richter, Soldaten und Sicherheitskrafte. Auch
hochrangige Positionen stehen ihnen offen (OB 12.2016).

In Indien ist die Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit rechtlich garantiert und praktisch von den Behdrden auch
respektiert; in manchen Grenzgebieten sind allerdings Sonderaufenthaltsgenehmigungen notwendig. Sikhs aus dem
Punjab haben die Méglichkeit sich in anderen Landesteilen niederzulassen, Sikh-Gemeinden gibt es im ganzen Land
verstreut. Sikhs koénnen ihre Religion in allen Landesteilen ohne Einschrankung ausliben. Aktive Mitglieder von
verbotenen militanten Sikh-Gruppierungen, wie Babbar Khalsa International mussen mit polizeilicher Verfolgung
rechnen (OB 12.2016).

Rechtsschutz/Justizwesen:

In Indien sind viele Grundrechte und -freiheiten verfassungsmaRig verbrieft und die verfassungsmalig garantierte
unabhangige indische Justiz bleibt vielmals wichtiger Rechtegarant. Die haufig lange Verfahrensdauer aufgrund
Uberlasteter und unterbesetzter Gerichte sowie verbreitete Korruption, vor allem im Strafverfahren, schranken die
Rechtssicherheit aber deutlich ein (AA 16.8.2016; vgl. auch:

USDOS 13.4.2016). Eine generell diskriminierende Strafverfolgungs- oder Strafzumessungspraxis lasst sich nicht
feststellen, allerdings sind vor allem die unteren Instanzen nicht frei von Korruption (AA 24.4.2015).

Das Gerichtswesen ist von der Exekutive getrennt (FH 27.1.2016). Das Justizsystem gliedert sich in den Supreme Court,
das Oberstes Gericht mit Sitz in Delhi; das als Verfassungsgericht die Streitigkeiten zwischen Zentralstaat und
Unionsstaaten regelt. Es ist auch Appellationsinstanz fur bestimmte Kategorien von Urteilen wie etwa bei
Todesurteilen. Der High Court bzw. das Obergericht ist in jedem Unionsstaat. Kollegialgericht als Appellationsinstanz
sowohl in Zivil- wie auch in Strafsachen. Er fuhrt auch die Dienst- und Personalaufsicht tUber die Untergerichte des
Staates, um so die Justiz von den Einflissen der Exekutive abzuschirmen. Subordinate Civil and Criminal Courts sind
untergeordnete Gerichtsinstanzen in den Distrikten der jeweiligen Unionsstaaten und in Zivil- und Strafrecht aufgeteilt.
Falle werden durch Einzelrichter entschieden. Richter am District und Sessions Court entscheiden in Personalunion
sowohl Uber zivilrechtliche wie auch strafrechtliche Falle (als District Judge Uber Zivilrechtsfalle, als Sessions Judge Uber
Straffalle). Unterhalb des District Judge gibt es noch den Subordinate Judge, unter diesem den Munsif fur Zivilsachen.
Unter dem Sessions Judge fungiert der 1st Class Judicial Magistrate und, unter diesem der 2nd Class Judicial Magistrate,

jeweils fiir minder schwere Strafsachen (OB 12.2016).

Das Gerichtswesen ist auch weiterhin Uberlastet und der Rickstau bei Gericht fuhrt zu langen Verzégerungen oder der
Vorenthaltung von Rechtsprechung. Eine Analyse des Justizministeriums ergab mit 1.8.2015 eine Vakanz von 34% der
Richterstellen an den Obergerichten (USDOS 13.4.2016). Die Regeldauer eines Strafverfahrens (von der Anklage bis



zum Urteil) betragt mehrere Jahre; in einigen Fallen dauern Verfahren bis zu zehn Jahre. Auch der Zeugenschutz ist
mangelhaft. Dies fuhrt dazu, dass Zeugen vor Gericht haufig nicht frei aussagen, da sie bestochen oder bedroht
worden sind (AA 16.8.2016; vgl. auch: USDOS 13.4.2016).

Richter zeigten einen betrachtlichen Einsatz in der Bearbeitung von sogenannten "Public Interest Litigation" (Klagen im
offentlichen Interesse). Insbesondere in unteren Ebenen der Justiz ist Korruption weit verbreitet und die meisten
Burger haben grol3e Schwierigkeiten, ihr Recht bei Gericht durchzusetzen. Das System ist ruckstandig und stark
unterbesetzt, was zu langer Untersuchungshaft fur eine groRe Zahl von Verdachtigen fuhrt. Vielen von ihnen bleiben
so langer im Gefangnis, als der eigentliche Strafrahmen ware (FH 27.1.2016). Die Dauer der Untersuchungshaft ist
entsprechend zumeist exzessiv lang. AuRer bei von Todstrafe bedrohten Delikten soll der Haftrichter nach Ablauf der
Halfte der drohenden Hochststrafe eine Haftprifung und eine Freilassung auf Kaution anordnen. Allerdings nimmt der
Betroffene mit einem solchen Antrag in Kauf, dass der Fall Gber lange Zeit gar nicht weiterverfolgt wird. Mittlerweile
sind ca. 70% aller Gefangenen Untersuchungshéftlinge, viele wegen geringfligiger Taten, denen die Mittel fiir eine
Kautionsstellung fehlen (AA 16.8.2016).

In der Verfassung verankerte rechtsstaatliche Garantien (z.B. das Recht auf ein faires Verfahren) werden durch eine
Reihe von Sicherheitsgesetzen eingeschrankt. Diese Gesetze wurden nach den Terroranschldagen von Mumbai im
November 2008 verscharft; u.a. wurde die Unschuldsvermutung fir bestimmte Straftatbestdnde auBer Kraft gesetzt
(AA 16.8.2016).

Die Inhaftierung eines Verdachtigen durch die Polizei ohne Haftbefehl darf nach den allgemeinen Gesetzen nur 24
Stunden dauern. Eine Anklageerhebung soll bei Delikten mit bis zu zehn Jahren Strafandrohung innerhalb von 60, in
Fallen mit hoherer Strafandrohung innerhalb von 90 Tagen erfolgen. Festnahmen erfolgen jedoch haufig aus Grinden
der praventiven Gefahrenabwehr sowie im Rahmen der Sondergesetze zur inneren Sicherheit, z.B. aufgrund des
Gesetzes Uber nationale Sicherheit ("National Security Act", 1956) oder des lokalen Gesetzes Uber 6ffentliche Sicherheit
("Jammu and Kashmir Public Safety Act", 1978). Festgenommene Personen kdnnen auf Grundlage dieser Gesetze bis zu
einem Jahr ohne Anklage in Praventivhaft gehalten werden. Auch zur Zeugenvernehmung kdnnen gemaf}
Strafprozessordnung Personen lber mehrere Tage festgehalten werden, sofern eine Fluchtgefahr besteht. Falle von
Sippenhaft sind dem Auswartigen Amt nicht bekannt (AA 16.8.2016).

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass unerlaubte Ermittlungsmethoden angewendet werden, insbesondere um
ein Gestandnis zu erlangen. Das gilt insbesondere bei Fallen mit terroristischem oder politischen Hintergrund oder
solchen mit besonderem 6ffentlichem Interesse. Es gibt Falle, in denen Haftlinge misshandelt werden. Hierbei kann die
ethnische oder religidse Zugehérigkeit sowie die politische Uberzeugung des Opfers eine Rolle spielen. Ein im Mai 2016
von der renommierten National Law University Delhi verdffentlichter empirischer Bericht zur Situation der Todesstrafe
in Indien zeichnet ein dusteres Bild des indischen Strafjustizsystems. So haben beispielsweise 80% aller
Todeskandidaten angegeben, in Haft gefoltert worden zu sein (AA 16.8.2016).

Fur Angeklagte gilt die Unschuldsvermutung, ausgenommen bei Anwendung des "Unlawful Activities (Prevention)
Amendment Bill und sie haben das Recht, ihren Anwalt frei zu wahlen. Das Strafgesetz sieht 6ffentliche Verhandlungen
vor, auller in Verfahren, in denen die Aussagen Staatsgeheimnisse oder die Staatssicherheit betreffen kdnnen. Es gibt
kostenfreie Rechtsberatung fur bedurftige Angeklagte, aber in der Praxis ist der Zugang zu kompetenter Beratung oft
begrenzt (USDOS 13.4.2016). Das Gesetz erlaubt den Angeklagten in den meisten Zivil- und Kriminalfallen den Zugang
zu relevanten Regierungsbeweisen, aber die Regierung behalt sich das Recht vor, Informationen zurickzuhalten und
tut dies auch in Fallen, die sie fir heikel erachtet. Die Angeklagten haben das Recht, sich dem Anklager zu stellen und
ihre eigenen Zeugen und Beweismittel zu prasentieren, jedoch konnten Angeklagte dieses Recht manchmal aufgrund
des Mangels an ordentlicher Rechtsvertretung nicht austben. Gerichte sind verpflichtet Urteile 6ffentlich zu verkinden
und es gibt effektive Wege der Berufung auf beinahe allen Ebenen der Justiz. Angeklagte haben das Recht, die Aussage
zu verweigern und sich nicht schuldig zu bekennen (USDOS 13.4.2016).

Gerichtliche Ladungen in strafrechtlichen Angelegenheiten sind im Criminal Procedure Code 1973 (CrPC, Chapter 4,
8861-69), in zivilrechtlichen Angelegenheiten im Code of Civil Procedure 1908/2002 geregelt. Jede Ladung muss
schriftlich, in zweifacher Ausfiihrung ausgestellt sein, vom vorsitzenden Richter unterfertigt und mit Gerichtssiegel
versehen sein.

Ladungen werden gemaR CrPC prinzipiell durch einen Polizeibeamten oder durch einen Gerichtsbeamten an den



Betroffenen personlich zugestellt. Dieser hat den Erhalt zu bestatigen. In Abwesenheit kann die Ladung an ein
erwachsenes mannliches Mitglied der Familie Ubergeben werden, welches den Erhalt bestatigt. Falls die Ladung nicht
zugestellt werden kann, wird eine Kopie der Ladung an die Residenz des Geladenen sichtbar angebracht. Danach
entscheidet das Gericht, ob die Ladung rechtmal3ig erfolgt ist, oder ob eine neue Ladung erfolgen wird. Eine Kopie der
Ladung kann zusatzlich per Post an die Heim- oder Arbeitsadresse des Betroffenen eingeschrieben geschickt werden.
Falls dem Gericht bekannt wird, dass der Betroffene die Annahme der Ladung verweigert hat, gilt die Ladung dennoch
als zugestellt. GemaR Code of Civil Procedure kann die Ladung des Gerichtes auch Uber ein gerichtlich genehmigtes
Kurierservice erfolgen (OB 12.2016).

Im landlichen Indien gibt es auch informelle Ratssitzungen, deren Entscheidungen manchmal zu Gewalt gegen
Personen fuhrt, die soziale Regeln brechen - was besonders Frauen und Angehdrige unterer Kasten betrifft (FH
27.1.2016).

Sicherheitsbehorden:

Die indische Polizei (Indian Police Service) ist keine direkte Strafverfolgungs- oder Vollzugsbehdrde (BICC 6.2016) und
untersteht den Bundesstaaten (AA 16.8.2016). Sie fungiert vielmehr als Ausbildungs- und Rekrutierungsstelle fur
FUhrungsoffiziere der Polizei in den Bundesstaaten. Im Hinblick auf die foderalen Strukturen ist die Polizei dezentral in
den einzelnen Bundesstaaten organisiert. Die einzelnen Einheiten haben jedoch angesichts eines nationalen
Polizeigesetzes, zahlreichen nationalen Strafrechten und der zentralen Rekrutierungsstelle flr FUhrungskrafte eine
Reihe von Gemeinsamkeiten. Allgemein ist die Polizei mit der Strafverfolgung, Verbrechenspravention und -
bekdmpfung sowie Aufrechterhaltung der &ffentlichen Ordnung betraut und Ubt gleichzeitig eine teilweise Kontrolle
Uber die verschiedenen Geheimdienste aus. Innerhalb der Polizei gibt es eine Kriminalpolizei (Criminal Investigation
Department - CID), in die wiederum eine Sondereinheit (Special Branch) integriert ist. Wahrend erstere mit nationalen
und bundesstaatentbergreifenden Verbrechen betraut ist, hat die Sondereinheit Informationsbeschaffung und
Uberwachung jeglicher subversiver Elemente und Personen zur Aufgabe. In fast allen Bundesstaaten sind spezielle
Polizeieinheiten aufgestellt worden, die sich mit Frauen und Kindern beschaftigen. Kontrolliert wird ein Grof3teil der
Strafverfolgungsbehdrden vom Innenministerium (Ministry of Home Affairs) (BICC 6.2016).

Ein Mangel an Vertrauen in die Zuverlassigkeit der Polizei entsteht neben den strukturellen Defiziten auch durch
haufige Berichte Uber Menschenrechtsverletzungen wie Folter, aul3ergerichtliche Toétungen und Drohungen, die
mutmaRlich durch die Polizei veribt wurden (BICC 6.2016; vgl. auch: USDOS 13.4.2016). Die Polizei bleibt weiterhin
Uberlastet, unterbezahlt und politischem Druck ausgesetzt, was in einigen Fallen zu Korruption fuhrt. (USDOS
13.4.2016). Versprochene Polizeireformen verzdgerten sich 2015 erneut (HRW 27.1.2016).

Die Effektivitat der Strafverfolgung und der Sicherheitskrafte ist im gesamten Land sehr unterschiedlich ausgepragt.
Wahrend es einerseits Falle von Polizisten/Beamten gibt, die auf allen Ebenen ungestraft handeln, so gab es
andererseits auch Falle, in denen Sicherheitsbeamte fir ihre illegalen Handlungen zur Verantwortung gezogen wurden
(USDOS 13.4.2016).

Das indische Militar ist der zivilen Verwaltung unterstellt und hat in der Vergangenheit wenig Interesse an einer
politischen Rolle gezeigt. Der Oberbefehl obliegt dem Prasidenten. Ihrem Selbstverstandnis nach ist die Armee zwar
die "Beschitzerin der Nation", aber nur im militdrischen Sinne (BICC 6.2016). Das Militdr kann im Inland eingesetzt
werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit notwendig ist (AA 16.8.2016; vgl. auch: BICC 6.2016),
wie etwa beim Kampf gegen bewaffnete Aufstdndische, der Unterstitzung der Polizei und der paramilitdrischen
Einheiten sowie dem Einsatz bei Naturkatastrophen (BICC 6.2016).

Fur den Einsatz von Streitkraften - vor allem von Landstreitkraften - in Unruhegebieten und gegen Terroristen wird als
Rechtsgrundlage der "Armed Forces Special Powers Act" (AFSPA) herangezogen. Der AFSPA gibt den Streitkraften
weitgehende Befugnisse zum Gebrauch tédlicher Gewalt, zu Festnahmen ohne Haftbefehl und Durchsuchungen ohne
Durchsuchungsbefehl. Bei ihren Aktionen genieBen die Handelnden der Streitkrafte weitgehend Immunitat vor
Strafverfolgung. Der AFSPA kommt zur Anwendung, nachdem Regierungen der Bundesstaaten ihre Bundesstaaten
oder nur Teile davon auf der Basis des "Disturbed Areas Act" zu "Unruhegebieten" erklaren. Als Unruhegebiete gelten
zurzeit der Bundesstaat Jammu und Kaschmir und die norddstlichen Bundesstaaten Arunachal Pradesh, Assam,
Meghalaya, Manipur, Mizoram und Nagaland (AA 16.8.2016 vgl. USDOS 25.6.2015).

Die unter anderem auch in den von linksextremistischen Gruppen (sog. Naxaliten) betroffenen Bundesstaaten



Zentralindiens eingesetzten paramilitarischen Einheiten Indiens unterstehen zu weiten Teilen dem Innenministerium
(AA 16.8.2016). Dazu zahlen insbesondere die National Security Guard (Nationale Sicherheitspolizei NSG), aus
Angehorigen des Heeres und der Polizei zusammengestellte Spezialtruppe fur Personenschutz, auch als "Black Cat"
bekannt, die Rahtriya Rifles, eine Spezialtruppe zum Schutz der Verkehrs- und Nachrichtenverbindungen bei inneren
Unruhen und zur Bekampfung von bewaffneten Rebellionen, die Central Reserve Police Force (CRPF) - die
Bundesreservepolizei, eine militarisch ausgerulstete Polizeitruppe fir Sondereinsatze -, die Border Security Force (BSF -
Bundesgrenzschutz), als groRte und am besten ausgestattete Miliz zum Schutz der Grenzen zu Pakistan, Bangladesh
und Myanmar. Sie wird aber auch zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung in anderen Landesteilen eingesetzt.
Weiters zahlen die Assam Rifles - zustandig fir Grenzverteidigung im Nordosten-, die Indo-Tibetan Border Force (ITBP)
als Indo-Tibetische Grenzpolizei sowie die Kustenwache, die Railway Protective Force zum Schutz der nationalen
Eisenbahn und die Central Industrial Security Force, zum Werkschutz der Staatsbetriebe dazu (OB 12.2016). Besonders
in Unruhegebieten haben die Sicherheitskrafte zur Bekampfung sezessionistischer und terroristischer Gruppen
weitreichende Befugnisse, die oft exzessiv genutzt werden (AA 16.8.2016).

Die Grenzspezialkrafte ("Special Frontier Force)" unterstehen dem Buro des Premierministers. Die sogenannten
Grenzspezialkrafte sind eine Eliteeinheit, die an sensiblen Abschnitten der Grenze zu China eingesetzt werden. Auch
fur das Handeln der Geheimdienste, das sogenannte Aufklarungsbuiro ("Intelligence Bureau" - Inlandsgeheimdienst)
und den Forschungs- und Analysefliigel ("Research and Analysis Wing" - Auslandsgeheimdienst), bestehen gesetzliche
Grundlagen (AA 24.4.2015; vgl. auch USDOS 25.6.2015).

Der "Unlawful Activities (Prevention) Act" (UAPA) wurde verscharft. Die Anderungen beinhalten u.a. eine erweiterte
Terrorismusdefinition und in Fallen mit Bezug zu Terrorismus die Mdglichkeit zur Ausweitung der Untersuchungshaft
ohne Anklage von 90 auf 180 Tage und erleichterte Regeln fur den Beweis der Taterschaft eines Angeklagten (die
faktisch einer Beweislastumkehr nahekommen) (AA 24.4.2015).

Bewegungsfreiheit:

Das Gesetz gewahrt landesweite Bewegungsfreiheit, Auslandsreisen, Migration und Repatriierung und die Regierung
respektiert diese Rechte im Allgemeinen (USDOS 13.4.2016). Das staatliche Gewaltmonopol wird gebietsweise von den
Aktivitaten der "Naxaliten" in Frage gestellt. Abgesehen davon ist Bewegungsfreiheit innerhalb des Landes
gewahrleistet (AA 16.8.2016).

Die Regierung lockerte Einschrankungen in Bezug auf Reisen nach Arunachal Pradesh, Nagaland, Mizoram, Manipur
und Teilen von Jammu und Kaschmir, aul3er flr Auslander aus Pakistan, China und Burma. Das Innenministerium und
die Bundesstaatenregierungen verlangen vor Reiseantritt von den Blrgern spezielle Genehmigungen einzuholen, um
in bestimmte gesperrte Regionen bzw. Sperrzonen zu reisen. Die Sicherheitskrafte untersuchen Wagen und deren
Inhaber bei Checkpoints im Kaschmirtal, vor offentlichen Veranstaltungen in Neu Delhi oder nach groRen
terroristischen Angriffen (USDOS 13.4.2016).

Die Regierung darf die legale Ausstellung eines Passes, an einen Anwarter, von dem geglaubt wird, dass er in
Aktivitdten aulRerhalb des Landes verwickelt ist, die "schadlich fur die Souverdnitat und Integritdt der Nation" sind,
verweigern Bulrger von Jammu und Kaschmir sind auch weiterhin mit massiven Verzégerungen bei der Ausstellung
eines Passes konfrontiert, oft dauert es bis zu zwei Jahre, bis ihnen das AuRenministerium einen Pass ausstellt oder
erneuert. Die Regierung setzt Antragsteller - geboren in Jammu und Kaschmir -, darunter auch Kinder von
Militaroffizieren Berichten zufolge zusatzlichen Kontrollen aus, bevor sie einen Pass erhalten (USDOS 16.8.2016).

Mit dem geplanten Datenverbundsystem fir die zentralen Sicherheitsbehdérden und die Unionsstaaten, Crime and
Criminal Tracking Network System (CCTNS), soll kiinftig ein Informationsaustausch auf allen Ebenen gewahrleistet sein.
Fir 2012 war eine Anbindung von 15.000 Polizeistationen und 6.000 Ubergeordneten Stellen vorgesehen. Die
Umsetzung des ambitionierten Vorhabens liegt jedoch weit hinter dem urspruinglichen Zeitplan (AA 3.3.2014).

Indien ist das siebtgréRte Land der Erde mit (iber einer Milliarde Einwohnern (OB 12.2016). Es ist davon auszugehen,
dass Betroffene sich durch Flucht in einen anderen Landesteil jeglicher Art der privaten/halbstaatlichen Probleme
entziehen kodnnen, da nicht davon auszugehen ist, dass Uber das Dorf hinaus Anwohner oder lokale Behdrden
Hinweise erhalten oder recherchieren kénnen oder sich Gberhaupt daflr interessieren, was ein Zugezogener in der
Vergangenheit gemacht haben kénnte. Es fehlen jegliche zentrale Aktenfiihrung oder Informationsaustausch. Es
bedarf lediglich eines sehr einfachen, 6ffentlichen Namensanderungsverfahrens, um seine Identitat zu verschleiern (AA



3.3.2014).

Es gibt kein staatliches Melde- oder Registrierungssystem, so dass ein Grol3teil der Bevolkerung keinen Ausweis besitzt.
Dies begunstigt die Niederlassung in einem anderen Landesteil im Falle von Verfolgung. Auch bei laufender
strafrechtlicher Verfolgung ist nicht selten ein unbehelligtes Leben in landlichen Bezirken eines anderen Landesteils
moglich, ohne dass die Person ihre Identitat verbergen muss (AA 16.8.2016). Ob der Betreffende nach der Umsiedlung
dort die Moglichkeit hat, sich ein wirtschaftliches Auskommen zu verschaffen, hangt ausschlieBlich von seiner
Eigeninitiative ab (AA 3.3.2014).

In den grolRen Stadten ist die Polizei jedoch personell und materiell besser ausgestattet, so dass die Moglichkeit,
aufgespurt zu werden, dort groRer ist. Bekannte Personlichkeiten ("high profile" persons) kénnen nicht durch einen
Umzug in einen anderen Landesteil der Verfolgung entgehen, wohl aber weniger bekannte Personen ("low profile"
people) (OB 12.2016).

Meldewesen:
Es gibt kein Meldewesen in Indien (AA 16.8.2016).
Grundversorgung/Wirtschaft:

Indiens Wirtschaft hat sich zuletzt erholt und an Dynamik gewonnen. Indien zahlt nach wie vor zu den am starksten
expandierenden Volkswirtschaften der Welt. Das Wirtschaftswachstum lag im Haushaltsjahr 2015/2016 bei 7,6% (AA
9.2016).

Das Land hat eine aufstrebende urbane Mittelschicht. Die groBe Zahl an Facharbeitskraften macht es zu einem
beliebten Ziel fur internationale Firmen, die versuchen ihre Arbeit auszulagern. Der Grof3teil der landlichen
Bevodlkerung ist weiterhin arm, da deren Leben auch weiterhin durch das altertimliche Hindukastensystem beeinflusst
wird, welches jeder Person einen Platz in der sozialen Hierarchie zuweist (BBC 27.9.2016)

Das hohe Wachstum der Jahre bis 2011 hat die regionalen Entwicklungsunterschiede auf dem Subkontinent und das
zunehmende Einkommensgefalle zwischen der expandierenden stadtischen Mittelschicht und der Uberwiegend armen
Bevolkerung auf dem Lande, wo noch knapp 70% aller Inder leben, scharfer hervortreten lassen. Ende September
2014 verkiundete Premierminister Modi die "Make in India" Kampagne und rief auslandische Investoren dazu auf, in
Indien bei verbesserten Investitionsbedingungen zu produzieren. Zur Ankurbelung der weiteren Industrialisierung
werden grof3 angelegte Infrastrukturprojekte verfolgt. Auch im Bereich Schiene, den Hafen und im Luftverkehr sind
erhebliche Investitionen nétig und geplant. Wachstum und Wohlistand verdankt Indien vor allem dem
Dienstleistungssektor mit einem Anteil von Uber 53% am BIP. Hiervon profitiert aber bei einem Beschaftigungsanteil
von etwa 30% nur ein kleiner Teil der Bevélkerung. Zur Uberwindung der Massenarmut sollen neue Arbeitsplétze
geschaffen werden, vor allem auch fur nicht oder gering qualifizierte Krafte (AA 9.2016).

Indien hat eine Erwerbsbevélkerung von 404,5 Millionen, von welchen 43 Millionen im formellen Sektor und 361
Millionen im informellen Sektor arbeiten, wo sie weder gegen Krankheit oder Arbeitsunfalle abgesichert sind, noch
Anspruch auf soziale Leistungen oder Altersversorgung haben (AA 9.2016). Der Hauptteil der Menschen, die im
informellen Sektor arbeiten, sind im privaten Sektor tatig (BAMF 12.2015). Die Uberwiegende Mehrheit der indischen
Bevolkerung lebt in landlich-bauerlichen Strukturen und bleibt wirtschaftlich benachteiligt. Der Anteil der
Landwirtschaft an der indischen Wirtschaftsleistung sinkt seit Jahren kontinuierlich und betragt nur noch etwa 17,4%
(2015/16) der Gesamtwirtschaft, obgleich rund 50% der indischen Arbeitskrafte in diesem Bereich tatig sind (AA
9.2016).

Die Regierung hat Uberall im Land mehr als 900 Arbeitsagenturen (Employment Exchanges) eingefihrt um die
Einstellung geeigneter Kandidaten zu erleichtern. Arbeitssuchende registrieren sich selbstandig bei den
Arbeitsagenturen und werden informiert sobald eine geeignete Stelle im Regierungssekte frei ist. Das MGNREGA
Gesetz (Mahatma Gandhi National Rural Employment Guarantee Act) ist ein Arbeitsgarantieprogramm. Erwachsenen
eines landlichen Haushalts, welche gewillt sind Handwerksarbeit zum Mindestlohn zu verrichten, wird hierdurch eine
gesetzliche Jobgarantie fur 100 Tage im Jahr gewahrt. Das Kommissariat oder Direktorat der Industrie (The
Commissionerates or Directorates of Industries) bieten Hilfe bei der Geschaftsgrindung in den verschiedenen Staaten.
Einige Regierungen bieten Arbeitslosenhilfe fir Personen, die bereits mehr als drei Jahre bei der Stellenbérse
registriert sind (BAMF 12.2015)



Indien steht vor gewaltigen Herausforderungen bei der Armutsbekampfung und in der Bildungs- und
Infrastrukturentwicklung. Das durchschnittliche jahrliche Pro-Kopf-Einkommen liegt bei 1.313 Euro. Etwa 30% der
Bevolkerung leben unterhalb der Armutsgrenze von 1 USD pro Kopf und Tag. Rund 70% haben weniger als 2 USD pro
Tag zur Verfigung. Auf dem Human Development Index des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (United
Nations Development Programme - UNDP) steht Indien auf Platz 135 unter 187 erfassten Staaten. Wahrend es weltweit
die meisten Milliondare und Milliardare beheimatet, liegt Indien bei vielen Sozialindikatoren deutlich unter den
Durchschnittswerten von Subsahara-Afrika. Gleichzeitig konnten in den letzten beiden Jahrzehnten hunderte Millionen

Menschen in Indien der Armut entkommen (AA 9.2016).

In Indien haben derzeit von 400 Millionen Arbeitskraften nur etwa 35 Millionen Zugang zum offiziellen Sozialen
Sicherungssystem in Form einer Altersrentenabsicherung. Dies schliet Arbeiter des privaten Sektors, Beamte,
Militarpersonal und Arbeitnehmer von Unternehmen des staatlich offentlichen Sektors ein (BAMF 8.2014). Die
Regierung betreibt eine Vielzahl von Programmen zur Finanzierung von Wohnungen. Diese richten sich jedoch zu
meist an Personen unterhalb der Armutsgrenze. Weiters bieten die Regierungen eine Vielzahl an Sozialhilfen an welche
sich jedoch an unterprivilegierte Gruppen, wie die Bevolkerung unterhalb der Armutsgrenze richten. Diese Programme
werden grundsatzlich durch die lokalen Verwaltungen umgesetzt (Panchayat) (BAMF 12.2015).

Die Arbeitnehmerrentenversicherung ist verpflichtend und mit der Arbeit verknlpft. Das staatliche
Sozialversicherungsprogramm (National Social Assistance Programme) erfasst nur die Bevdlkerung unterhalb der
Armutsgrenze oder physisch Benachteiligte. Das staatliche Rentensystem National Pension System (NPS) ist ein
freiwilliges, beitragsbasiertes System, welches es den Teilnehmer ermoglicht systematische Ricklagen wahrend ihres
Arbeitslebens anzulegen (BAMF 12.2015).

Etwa ein Viertel der Bevdlkerung lebt unter dem Existenzminimum. Sofern es nicht zu aulRergewdhnlichen
Naturkatastrophen kommt, ist jedoch eine fir das Uberleben ausreichende Nahrungsversorgung auch den
schwachsten Teilen der Bevdlkerung grundsatzlich sichergestellt. Es gibt keine staatlichen Aufnahmeeinrichtungen fur
Rackkehrer, Sozialhilfe oder ein anderes soziales Netz. Rickkehrer sind auf die Unterstitzung der Familie oder
Freunde angewiesen. Vorubergehende Notlagen kénnen durch Armenspeisungen im Tempel, insbesondere der Sikh-
Tempel, die auch gegen kleinere Dienstleistungen Unterkunft gewahren, ausgeglichen werden (AA 16.8.2016).

Als Teil einer Armutsbekampfungsinitiative wurde seit 2010 Millionen indischer Blrger eine Aadhaar ID Nummer
ausgestellt. Obwohl diese nicht verpflichtend ist, gaben Beamte an, dass der Nichtbesitz den Zugang zur Staatshilfe
limitieren werden kdénnte (FH 3.10.2013). Die unverwechselbare Identitdtsnummer ermdglicht es beispielsweise, dass
staatliche Zuschusse direkt an den Verbraucher Gbermittelt werden. Anstatt diese auf ein Bankkonto zu senden, wird
sie an die unverwechselbare Identitdtshummer Uberwiesen, die mit der Bank verbunden ist und geht so an das
entsprechende Bankkonto. 750 Millionen Inder haben derzeit eine derartige Identitdtsnummer, ca. 130 Millionen
haben diese auch mit ihrem Bankkonto verknUpft (International Business Times, 2.2.2015).

Die Identifizierungsbehdrde Indiens wurde eingerichtet, um die rechtliche und technische Infrastruktur zu schaffen, die
notwendig ist, um allen indischen Einwohnern eine 12-stellige ldentitditsnummer (UID) auszustellen, die online
Uberpruft werden kodnnen. Dieses Projekt soll gefdlschte und doppelte Identitdten ausschlielen. Das neue
Identitatssystem wird mit Fotos, demographischen und biometrischen Details (Fingerabdricke und IrisBild) verbunden.
Der Erwerb einer UID ist freiwillig und kostenlos. Es gibt keine rechtliche Verpflichtung, sich registrieren zu lassen (UK
Home Office 2.2015).

Da die im Rahmen des UID bzw. Aadhaar Projektes gesammelten Daten nicht in das nationale Bevolkerungsregister
(NPR) integriert werden, stellt dieses jedoch nur eine bloRe Auflistung von Namen und demographischen Details dar.
Bisher wurden 1,04 Milliarden Aadhaar Nummern generiert, mit dem Plan der vollstdndigen Erfassung der
Bevolkerung bis Marz 2017. Die zustandige Behorde fir die einheitliche Identifikationsnummer weigert sich, die
gesammelten Daten an das flr das Bevolkerungsregister zustandige Innenministerium weiterzuleiten, da sie aufgrund
des im Juli 2016 verabschiedeten Gesetzes von einem Datenaustausch ausgeschlossen ist (HT 8.8.2016).

Rickkehr:

Allein die Tatsache, dass eine Person in Deutschland einen Asylantrag gestellt hat, fihrt nicht zu nachteiligen
Konsequenzen nach der Abschiebung. In den letzten Jahren hatten indische Asylbewerber, die in ihr Heimatland
abgeschoben wurden, grundsatzlich - abgesehen von einer intensiven Prifung der (Ersatz-) Reisedokumente und einer



Befragung durch die Sicherheitsbehdrden - keine Probleme. Polizeilich gesuchte Personen mussen allerdings bei
Einreise mit Verhaftung und Ubergabe an die Sicherheitsbehérden rechnen (AA 16.8.2016). Die indische Regierung hat
kein Reintegrationsprogramm und bietet auch sonst keine finanzielle oder administrative Unterstitzung fur
Ruckkehrer (BAMF 12.2015).

Dokumente:
Echtheit der Dokumente:

Der Zugang zu gefdlschten Dokumenten oder echten Dokumenten falschen Inhalts ist leicht. Gegen entsprechende
Zahlungen sind viele Dokumente zu erhalten. Erleichtert wird der Zugang Uberdies durch die Moglichkeit, Namen ohne
groReren Aufwand zu andern. Angesichts der Unzuverldssigkeit des Urkundenwesens werden indische 6ffentliche
Urkunden seit dem Jahr 2000 von den deutschen Auslandsvertretungen nicht mehr legalisiert (AA 16.8.2016).

Echte Dokumente unwahren Inhalts:

Echte Dokumente unwahren Inhalts sind problemlos (gegen entsprechende Zahlungen oder als Gefalligkeit) erhaltlich.
Bei Personenstandsurkunden handelt es sich dabei um echte Urkunden falschen Inhalts, bei Gerichtsentscheidungen
(z.B. Scheidung, Sorge) um echte Urteile, die jedoch aufgrund erfundener Sachverhalte und ohne Einhaltung
grundlegender Verfahrenserfordernisse (rechtliches Gehor, Interessenabwdgung, Begrindung) ergehen (AA
16.8.2016).

Zugang zu gefalschten Dokumenten:

Der deutschen Botschaft New Delhi werden im Rahmen laufender Asylverfahren nur sehr selten Unterlagen zur
Uberprifung vorgelegt. In der Vergangenheit haben sich Dokumente im Zusammenhang mit Strafsachen und
Fahndung sowie dazugehorige Eidesstattliche Versicherungen (affidavits) auch als falsch oder gefalscht herausgestellt.
Die Uberpriifung der Echtheit von Haftbefehlen gestaltet sich schwierig. Vorgelegte Dokumente ("Warrant of Arrest”,
"First Investigation Report", Bestatigungsschreiben von Rechtsanwalten, "Affidavits" von Dorfvorstehern oder
Angehérigen) stellen sich bei Uberpriifung hiufig als gefalscht heraus. Uberpriifungen im Asylverfahren ergeben
haufig, dass weder der Sachvortrag noch die Identitat des Betreffenden bestatigt werden kann (AA 16.8.2016).

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zur Person des Beschwerdefuhrers ergeben sich aus dem diesbezuglich glaubhaften Vorbringen des
Beschwerdefiihrers, zumal insoferne keinerlei Anhaltspunkte vorliegen, dass diese Umstande nicht den Tatsachen

entsprechen wirden.

Der Umstand, dass keine Anhaltspunkte fur eine fortgeschrittene Integration des Beschwerdefiihrers bestehen, ergibt
sich daraus, dass Derartiges zu keinem Zeitpunkt im Verfahren vorgetragen wurde und auch die Beschwerde hiezu
keinerlei Behauptungen enthalt.

Die Feststellungen zur allgemeinen Lage ergeben sich aus den schon vom Bundesamt fur angefihrten Quellen, auf
deren Unbedenklichkeit schon das Bundesamt in zutreffender Weise hinwies. Der Beschwerdefihrer ist nach dem
Vorhalt im Zuge der Einvernahme beim Bundesamt und in der Beschwerde den allgemeinen Feststellungen nicht
substantiiert entgegengetreten. Es bestehen auch keinerlei Anhaltspunkte, wonach sich die allgemeine Lage

zwischenzeitig in einer Weise verandert hatte, die von Amts wegen wahrzunehmen ware.

Die Feststellung zur Unbescholtenheit des Beschwerdefuhrers ergibt sich aus dem Auszug aus dem Strafregister vom
30.07.2018, die zu seiner Nichteinbeziehung in die Grundversorgung aus dem Speicherauszug aus dem
Betreuungsinformationssystem vom selben Tage.

Hinsichtlich der individuellen Fluchtgriinde schenkte schon das Bundesamt dem Beschwerdefihrer keinen Glauben,
wobei es dies in ausreichend schliissiger Weise dargetan hat. Es hat ein mangelfreies Verfahren gefuhrt und es hat in
der Begriindung die Ergebnisse, die fir die Beweiswirdigung maligeblichen Erwagungen, sowie die darauf gestltzte
Beurteilung der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst.

Zunachst hat das Bundesamt richtig erkannt, dass das Vorbringen des Beschwerdefuhrers hinsichtlich seiner
angeblichen Griinde, Indien zu verlassen, aulRerst vage und detailarm blieb. Auch mehrmals aufgefordert, genauere
Angaben zu machen, lie3 es der Beschwerdefuhrer bei dufl3erst knappen Ausfihrungen bewenden.



Weiters kann der Beweiswurdigung des Bundesamtes nicht entgegengetreten werden, wenn es aufzeigt, dass der
Beschwerdeflhrer, gabe es tatsachlich Beweise beziglich des angeblichen Verfahrens, das gegen seinen Onkel gefiihrt
werde, die Beweisurkunden zumindest via WhatsApp Ubermittelter Fotografien vorlegen hatte kénnen, zumal der
Beschwerdefiihrer nach seinen Angaben mit seinen Eltern via WhatsApp in Verbindung stehe, wogegen er behauptete,

keine diesbezlglichen Beweisurkunden vorlegen zu kénnen, und legte er bislang auch keine vor.

Insgesamt betrachtet steht daher in eindeutiger Weise fest, dass dem Beschwerdefihrer hinsichtlich seines
Vorbringens zu einer Bedrohungssituation keine Glaubwuirdigkeit zukommt, und trat die Beschwerde dem nicht

konkret entgegen.

3. Rechtliche Beurteilung:

ZUA)

Zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides:

GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemal? §§ 4, 4a oder 5 leg. cit. zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer
Flichtlingskonvention droht.

Flichtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist, wer aus wohlbegrindeter Furcht, aus Griunden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu
werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht
gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in Folge obiger Umstande
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese

Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren.

Zentrales Element des Flichtlingsbegriffs ist die "wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung". Eine Furcht kann nur dann
wohlbegrindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berucksichtigung der
Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in
einer konkreten Situation tatsachlich furchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation
(aus Konventionsgriinden) firchten wirde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher
Intensitat in die zu schitzende personliche Sphare des einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der
Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Ruckkehr in
das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegriindeten Furcht in
engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer
Verfolgung genigt nicht (vgl. z.B. VWGH 22.12.1999, ZI. 99/01/0334; 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; 25.01.2001, ZI.
2001/20/0011).

Fur eine "wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung" ist es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt
worden sind; sie ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu beflrchten sind (VwGH
26.02.1997, ZI.95/01/0454; 09.04.1997, ZI. 95/01/055), denn die Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor
Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse, sondern erfordert eine Prognose (vgl. VwWGH 16.02.2000, ZI.
99/01/0397). Verfolgungshandlungen die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, kénnen im Rahmen dieser
Prognose ein wesentliches Indiz fur eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. VwGH 09.03.1999, ZI. 98/01/0318).

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Griinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (vgl.
VWGH 15.03.2001, ZI.99/20/0128); sie muss Ursache dafur sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines
Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat
bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein (vgl. VWGH 16.06.1994, ZI. 94/19/0183).

Relevant kann dartber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf
diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maR3geblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention genannten Grinden zu
beflrchten habe (VWGH 19.10.2000, ZI. 98/20/0233).

Umstande, die individuell und konkret den Beschwerdeflihrer betreffen und auf eine konkrete Verfolgung des
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Beschwerdefiihrers hindeuten kénnten, konnten nicht festgestellt werden. Demzufolge ergibt sich aus dem Vorbringen
des Beschwerdefiihrers keine asylrelevante Verfolgungsgefahr. So kommt es aber nach der stéandigen Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes bei der Beurteilung des Vorliegens von Fluchtgriinden immer auf die konkrete Situation des
jeweiligen Asylwerbers, nicht aber auf die allgemeinen politischen Verhdltnisse an. Es bestehen auch keine
ausreichenden Hinweise dafir, dass sich aus der allgemeinen Situation allein etwas fur den Beschwerdefihrer
gewinnen lieRBe, zumal keine ausreichenden Anhaltspunkte bestehen, dass der Beschwerdeflihrer schon allein auf
Grund der Zugehorigkeit zu einer Gruppe mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung zu flrchten habe.
Wenngleich nicht verkannt wird, dass es in Indien zu Menschenrechtsverletzungen kommen kann, ist hierbei auch die
Anzahl der dort lebenden Personen in Betracht zu ziehen (weit Gber eine Milliarde Menschen), womit sich aber die
Anzahl der berichteten Ubergriffe relativiert, sodass auch unter Beriicksichtigung dieser Berichte (ber
Menschenrechtsverletzungen keine asylrelevante Verfolgungsgefahr betreffend den Beschwerdefthrer auf Grund der
allgemeinen Situation allein mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit erkannt werden kann.

Doch selbst wenn man vom Vorbringen des Beschwerdefiihrers ausgehen wiirde, ergibt sich aus den herangezogenen
Feststellungen zur allgemeinen Situation, dass es - wie schon vom BFA, wenngleich unter Beweiswirdigung, angefihrt
- dem Beschwerdefiihrer moglich und zumutbar ist, Schutz vor der behaupteten Verfolgung bei den Behoérden des
Heimatlandes zu suchen. Dass bei der vom Beschwerdefiihrer geltend gemachten Verfolgung die Behdrden des
Heimatstaates nicht gewillt oder generell nicht in der Lage waren, zu schitzen, wurde vom Beschwerdefihrer nicht
konkret dargelegt, zumal er sich bei den behaupteten Vorfallen vorerst nicht an die Polizei wandte, beim behaupteten
letzten Vorfall er es vorzog, keine Anzeige zu erstatten, damit auch gegen ihn keine Anzeige erstattet werde, womit er
sich nach seinen Angaben von vornherein nicht um staatlichen Schutz bemihte.

Zudem ergibt sich aus den herangezogenen Feststellungen zur allgemeinen Situation, dass es dem Beschwerdefihrer
moglich ware, etwaigen Repressionen auszuweichen. So geht aus den Landerberichten deutlich hervor, dass in Indien
volle Bewegungsfreiheit gewahrleistet ist. Es kann grundsatzlich ortlich begrenzten Konflikten bzw.
Verfolgungshandlungen durch Ubersiedlung in einen anderen Landesteil ausgewichen werden. Weiters gibt es kein
staatliches Melde- oder Registrierungssystem fur indische Birger und diese besitzen in der Mehrzahl keine Ausweise.
Die indische Verfassung garantiert indischen Staatsangehorigen das Recht auf Bewegungsfreiheit im Staatsgebiet
sowie das Recht auf Niederlassung und Aufenthalt in jedem Teil des Landes. Auch bei strafrechtlicher Verfolgung ist in
der Regel ein unbehelligtes Leben in landlichen Bezirken in anderen Teilen Indiens mdéglich, ohne dass diese Person
ihre Identitat verbergen muss.

Dem Beschwerdeflhrer steht daher die Moglichkeit offen, sich in anderen Landesteilen Indiens wie etwa in Delhi oder
Mumbai niederzulassen. Dies ist fur den gesunden, arbeitsfahigen Beschwerdefiihrer aufgrund seiner absolviert

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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